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Text 

Pflichten des empfangenden Zahlungsdienstleisters 

§ 18. (1) Innerhalb von fünf Geschäftstagen nach Erhalt der vom übertragenden 
Zahlungsdienstleister angeforderten Angaben gemäß § 16 Abs. 5 Z 1 und 2 hat der empfangende 
Zahlungsdienstleister, sofern die Ermächtigung das vorsieht und in dem Umfang, in dem die vom 
übertragenden Zahlungsdienstleister oder vom Verbraucher übermittelten Angaben das dem 
empfangenden Zahlungsdienstleister erlauben, folgende Schritte zu unternehmen: 

 1. er richtet die vom Verbraucher gewünschten Daueraufträge ein und führt diese mit Wirkung ab 
dem in der Ermächtigung genannten Datum aus; 

 2. er trifft die notwendigen Vorkehrungen, um Lastschriften zu akzeptieren, und akzeptiert diese 
mit Wirkung ab dem in der Ermächtigung angegebenen Datum; 

 3. er informiert den Verbraucher gegebenenfalls über sein Recht, dem Zahlungsdienstleister den 
Auftrag zu erteilen, 

 a) Lastschrifteinzüge auf einen bestimmten Betrag oder eine bestimmte Periodizität oder beides 
zu begrenzen; 

 b) falls das Mandat gemäß dem Zahlverfahren kein Erstattungsrecht vorsieht, vor Belastung 
seines Zahlungskontos jede Lastschrift anhand der Mandatsangaben zu überprüfen und zu 
kontrollieren, ob der Betrag und die Periodizität der vorgelegten Lastschrift den 
Vereinbarungen im Mandat entsprechen; 

 c) sämtliche Lastschriften auf das Zahlungskonto oder sämtliche von einem oder mehreren 
genannten Zahlungsempfängern veranlasste Lastschriften zu blockieren bzw. lediglich durch 
einen oder mehrere genannte Zahlungsempfänger veranlasste Lastschriften zu autorisieren; 

 4. er teilt den in der Ermächtigung genannten Zahlern, die wiederkehrende eingehende 
Überweisungen auf das Zahlungskonto des Verbrauchers tätigen, die Angaben zur neuen 
Zahlungskontoverbindung des Verbrauchers beim empfangenden Zahlungsdienstleister mit und 
übermittelt ihnen eine Kopie dieses Punktes der Ermächtigung des Verbrauchers; 

 5. er teilt den in der Ermächtigung genannten Zahlungsempfängern, die im Lastschriftverfahren 
Geldbeträge vom Zahlungskonto des Verbrauchers abbuchen, die Angaben zur neuen 
Zahlungskontoverbindung des Verbrauchers beim empfangenden Zahlungsdienstleister sowie 
das Datum, ab dem Lastschriften von diesem Zahlungskonto abzubuchen sind, mit und 
übermittelt ihnen eine Kopie dieses Punktes der Ermächtigung des Verbrauchers. 

(2) Verfügt der empfangende Zahlungsdienstleister nicht über alle Informationen, die er zur 
Unterrichtung der Zahler oder Zahlungsempfänger gemäß Abs. 1 Z 4 und 5 benötigt, fordert er den 
Verbraucher oder den übertragenden Zahlungsdienstleister auf, ihm die fehlenden Informationen 
mitzuteilen. 

(3) Entscheidet sich der Verbraucher dafür, den Zahlern oder Zahlungsempfängern die 
Informationen nach Abs. 1 Z 4 und 5 persönlich zu übermitteln, anstatt dem empfangenden 
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Zahlungsdienstleister gemäß § 16 seine diesbezügliche ausdrückliche Einwilligung zu geben, stellt der 
empfangende Zahlungsdienstleister ihm innerhalb der Frist nach Abs. 1 Musterschreiben zur Verfügung, 
welche die Angaben zur neuen Zahlungskontoverbindung sowie das in der Ermächtigung angegebene 
Datum enthalten. 


